
Fischerprüfung

Am 25. und 26. April 2018 führt die Stadt Oberhausen als
Untere Fischereibehörde Fischerprüfungen durch.

Die Anträge auf Zulassung zur Prüfung können bei der
Unteren Fischereibehörde, Bereich Bürgerservice,
Öffentliche Ordnung, Technisches Rathaus,
Bahnhofstraße 66, Zimmer B 408, abgeholt werden. Sie
sind spätestens bis zum 23. März 2018 wieder einzurei-
chen.

Die Prüfungsgebühr beträgt 50,00 EUR.

Die Fischerprüfung besteht aus einem theoretischen und
einem praktischen Teil. Der theoretische Teil erstreckt
sich auf die Bereiche:

Allgemeine und spezielle Fischkunde, Gewässerkunde
und Fischhege, Natur- und Tierschutz, Geräte- und
Gesetzeskunde. 

Im praktischen Teil sind Angelgeräte für den Fischfang
waidgerecht zusammenzubauen sowie Fischarten zu
erkennen.

Lehrgänge und Vorbereitungen für die Fischerprüfung
werden u. a. auch von ortsansässigen Vereinigungen der
Freizeitfischerei durchgeführt.

Der Oberbürgermeister
Untere Fischereibehörde

Im Auftrag

gez.:
H. Ohletz

Bekanntmachung

Die Versammlung der Jagdgenossenschaft Oberhausen
findet am 

Dienstag, 10. April 2018, 19:30 Uhr, in der Gaststätte
„Pargmann“, Buchenweg 283, 46147 Oberhausen, 

statt.

Alle Eigentümer bejagbarer Grundflächen innerhalb des
Stadtgebietes Oberhausen werden hierzu eingeladen.

Tagesordnung:

1. Genehmigung der Niederschrift über die
Jagdgenossenschaftsversammlung vom 25.04.17

2. Bericht des Vorstandes

3. Geschäftsbericht und Haushaltsplan

4. Bericht der Kassenprüfer

5. Entlastung des Vorstandes

6. Wahl der Kassenprüfer und deren Vertreter

7. Verteilung der Jagdpachtgelder

8. Verschiedenes

Jürgen Loges
- Vorsitzender -

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über den Satzungs-
beschluss und das Inkrafttreten des Be-
bauungsplans Nr. 672 B - Bottroper Stra-
ße/Vestische Straße -

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 18.12.2017
den Bebauungsplan Nr. 672 B - Bottroper Straße/
Vestische Straße - in der Fassung vom 18.08.2017 als
Satzung beschlossen.

Gesetzliche Grundlage ist § 10 Abs. 1 des
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
20.07.2017 (BGBl. I, S. 2808), und § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 15.11.2016 (GV.NRW.2016, S. 966).

In gleicher Sitzung hat der Rat der Stadt die dem
Bebauungsplan Nr. 672 B beigefügte Begründung
(inkl. Umweltbericht) in der Fassung vom 09.10.2017
als Entscheidungsbegründung beschlossen.

Gesetzliche Grundlage ist § 9 Abs. 8 BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl. I, S. 2808).

Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 672 B liegt in
der Gemarkung Osterfeld, Flur 30, und wird wie folgt
umgrenzt:

Westliche Seite der Vestischen Straße; nördliche
Seite der Bottroper Straße; östliche Grenzen der
Flurstücke Nr. 150 und 149; nördliche Grenze des
Flurstücks Nr. 149; westliche Grenze des Flurstücks
Nr. 148; am nordwestlichsten Grenzpunkt des
Flurstücks Nr. 148 abknickend zum nordöstlichen
Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 132; westliche Seite
der Freiligrathstraße; nördliche Seite der Bottroper
Straße; östliche Seite der Rheinischen Straße; südli-
che Seite der Baustraße; an der nordöstlichsten Ecke
des Gebäudes Freiligrathstraße 5 abknickend zur
nordwestlichsten Ecke des Gebäudes Freiligrathstra-
ße 10; östliche Seite der Freiligrathstraße; südliche
Seite der Kettelerstraße.
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Der Bebauungsplan Nr. 672 B - Bottroper Straße/
Vestische Straße - liegt mit Begründung (einschließ-
lich Umweltbericht) und zusammenfassender
Erklärung vom Tage der Veröffentlichung dieser
Bekanntmachung an im Bereich 5-4 - Bauleitpläne,
Wohnungswesen, Denkmalschutz -, Technisches
Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss,
Zimmer Nr. A 004, während der nachstehend genann-
ten Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich
aus:

Montag - Donnerstag 8:00 - 16:00 Uhr 
Freitag 8:00 - 12:00 Uhr 

Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf
Verlangen Auskunft erteilt.

II. Bekanntmachungsanordnung gemäß 
§ 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverord-
nung (BekanntmVO) 

Der vom Rat der Stadt am 18.12.2017 gefasste
Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 672 B 
- Bottroper Straße/Vestische Straße - wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht. Mit dieser Bekannt-
machung tritt der Bebauungsplan Nr. 672 B 
- Bottroper Straße/Vestische Straße - gemäß § 10
Abs. 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) in Kraft.

Hinweise

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
sowie Abs. 4 des Baugesetzbuchs (BauGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.07.2017
(BGBl. I, S. 2808), über die Entschädigung von
durch den Bebauungsplan eintretenden

Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit
und das Erlöschen entsprechender Entschä-
digungsansprüche wird hingewiesen.

Hiernach kann der Entschädigungsberechtigte
Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht in-
nerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem die vorbezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des
Anspruchs herbeigeführt wird.

2. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3
BauGB beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der
Vorschriften über das Verhältnis des
Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie
nicht innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung der Satzung schriftlich
gegenüber der Stadt Oberhausen unter
Darlegung des die Verletzung begründenden
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Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind.

3. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom
14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
15.11.2016 (GV.NRW.2016, S. 966), können
Verletzungen von Verfahrens- oder Form-
vorschriften gegen diese Satzung/sonstige
ortsrechtliche Bestimmung nach Ablauf eines
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche
Bestimmung oder der Flächennutzungs-
plan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher gerügt
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift
und die Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters
gemäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungs-
verordnung (BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Doku-
ments des Bebauungsplans Nr. 672 B - Bottroper
Straße/Vestische Straße - stimmt mit dem Ratsbe-
schluss vom 18.12.2017 überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsver-
ordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW.
S. 516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), ver-
fahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeord-
net.

Oberhausen, 21.12.2017

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zum Bebauungsplan Nr.
672 B - Bottroper Straße/Vestische Straße -

Der Bebauungsplan Nr. 672 B soll einen Beitrag für die
nachhaltige Funktion des Nebenzentrums Osterfeld leisten.
Neben der Handelsfunktion ist dabei auch der relativ kleine
Einzugsbereich der Innenstadt mit zu stützen. Einen
Teilbeitrag leistet dazu die Gewährleistung des Wohnens
auch im unmittelbaren Innenstadtbereich. Neben der
Festsetzung eines Mischgebiets an der Bottroper Straße ist
deshalb weitgehend die Festsetzung und Entwicklung von
Allgemeinen Wohngebieten vorgesehen. Für das
Mischgebiet werden u. a. Lotterie- und Wettannahmestel-
len, Sexshops, Vergnügungsstätten sowie Anlagen und
Betriebe, die gewerblich betriebenen sexuellen Dienstleis-
tungen und Darbietungen dienen, textlich ausgeschlossen.
Die vorhandene Spielhalle (Bottroper Straße 133, Erd-
geschoss) genießt passiven Bestandsschutz. Das heißt,
dass bis zur Betriebsaufgabe die Nutzung als Spielhalle
entsprechend der Genehmigung erlaubt ist. Auch Instand-
setzungs- und Modernisierungsarbeiten sind zulässig. Das
Maß der baulichen Nutzung und die überbaubaren Grund-
stücksflächen werden nicht ausgewiesen und sollen sich
nach § 34 BauGB richten (einfacher Bebauungsplan
gemäß § 30 Abs. 3 BauGB). Auf diese Weise kann der wei-
teren baulichen Entwicklung ein Spielraum eingeräumt wer-
den, dessen Grenzen durch die bestehende Bebauung
definiert werden.

Weitere Informationen (u. a. Plan und Begründung inkl.
Umweltbericht) sind auch im Internet unter www.o-sp.de/
oberhausen/start.php abrufbar.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über den Satzungs-
beschluss und das Inkrafttreten des Be-
bauungsplans Nr. 732 - Wernerstraße/
Duisburger Straße -

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 18.12.2017
den Bebauungsplan Nr. 732 - Wernerstraße/Duisbur-
ger Straße - in der Fassung vom 28.02.2017 (ergänzt
am 17.10.2017) als Satzung beschlossen.

Gesetzliche Grundlage ist § 10 Abs. 1 i. V. mit § 13a
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
20.10.2015 (BGBl. I, S. 1722), i. V. mit § 233 BauGB
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl. I, S. 2808), und § 7
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom
14.07.1994 (GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.11.2016
(GV.NRW.2016, S. 966).

In gleicher Sitzung hat der Rat der Stadt die dem
Bebauungsplan Nr. 732 beigefügte Begründung in der
Fassung der Fortschreibung vom 17.10.2017 als
Entscheidungsbegründung beschlossen.

Gesetzliche Grundlage ist § 9 Abs. 8 i. V. mit § 13a
BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I, S.
1722), i. V. mit § 233 BauGB in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
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zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
20.07.2017 (BGBl. I, S. 2808).

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Oberhausen,
Flur 38, und umfasst die Flurstücke Nr. 118, 119 und 359.
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Der Bebauungsplan Nr. 732 - Wernerstraße/Duisbur-
ger Straße - liegt mit Begründung vom Tage der Ver-
öffentlichung dieser Bekanntmachung an im Bereich 
5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen, Denkmalschutz -
Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66,
Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 004, während der nachste-
hend genannten Öffnungszeiten zu jedermanns Ein-
sicht öffentlich aus:

Montag - Donnerstag 8:00 - 16:00 Uhr 
Freitag 8:00 - 12:00 Uhr 

Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf
Verlangen Auskunft erteilt.

II. Bekanntmachungsanordnung gemäß 
§ 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverord-
nung (BekanntmVO)

Der vom Rat der Stadt am 18.12.2017 gefasste
Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 732 
- Wernerstraße/Duisburger Straße - wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht. Mit dieser
Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 732 
- Wernerstraße/Duisburger Straße - gemäß § 10 Abs.
3 des Baugesetz-buchs (BauGB) in Kraft.

Hinweise

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
sowie Abs. 4 des Baugesetzbuchs (BauGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015
(BGBl. I, S. 1722), i. V. mit § 233 BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel
2 des Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl. I, S.
2808), über die Entschädigung von durch den
Bebauungsplan eintretenden Vermögensnach-
teilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen
entsprechender Entschädigungsansprüche wird
hingewiesen.

Hiernach kann der Entschädigungsberechtigte
Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Ent-
schädigungsanspruch erlischt, wenn nicht inner-
halb von drei Jahren nach Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die vorbezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des
Anspruchs herbeigeführt wird.

2. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3
BauGB beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und

des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenü-
ber der Stadt Oberhausen unter Darlegung des
die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB
beachtlich sind.

3. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 15.11.2016
(GV.NRW.2016, S. 966), können Verletzungen
von Verfahrens- oder Formvorschriften gegen
diese Satzung/sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden,
es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan
ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenü-
ber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters
gemäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungs-
verordnung (BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen
Dokuments des Bebauungsplans Nr. 732 
- Wernerstraße/Duisburger Straße - stimmt mit dem
Ratsbeschluss vom 18.12.2017 überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsver-
ordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV.NRW.
S. 516/SGV.NRW. 2023), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 05.11.2015 (GV.NRW. S. 739), ver-
fahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 21.12.2017

Schranz
Oberbürgermeister

Amtsblatt für die Stadt Oberhausen Amtsblatt Nr. 1 vom 15. Januar 2018

5



Ergänzende Informationen zum Bebauungsplan Nr.
732 - Wernerstraße/Duisburger Straße -

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 732 wird
innerhalb eines festgesetzten Allgemeinen
Wohngebietes (WA) aktuell das Ziel der Entwicklung
eines „Altenwohn- und Pflegeheims“ verfolgt. Ein beste-
hendes „Altenwohn- und Pflegeheim“ des Trägers
(Deutsches Rotes Kreuz) an der Saarstraße soll aufge-
geben werden, da dieses den aktuellen Standards nicht
mehr entspricht. In dem geplanten „Altenwohn- und
Pflegeheim“ werden neben den 80 Pflegeplätzen für die
Bewohnerinnen und Bewohner des Standorts an der
Saarstraße noch 15 Plätze für junge Pflegebedürftige
angeboten sowie bis zu 15 Apartments für selbstständi-
ges Wohnen mit der Möglichkeit die Angebote des
Pflegeheims zu nutzen.

Die südlich bestehende Wohnbebauung (Wernerstraße 1-
3 und Gustavstraße 107) wird planungsrechtlich bestätigt.

Der Bebauungsplan Nr. 732 wurde gemäß § 13a i. V. mit
§ 13 BauGB im beschleunigten Verfahren aufgestellt.
Deshalb ist gemäß § 13 Abs. 3 BauGB u. a. von der
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Um-
weltbericht nach § 2a BauGB und von der zusammen-
fassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgese-
hen worden.

Weitere Informationen (u. a. Plan und Begründung) sind
auch im Internet unter www.o-sp.de/oberhausen/
start.php abrufbar.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über den Aufstellungs-
beschluss zum Bebauungsplan Nr. 744 
- Kirchhellener Straße/Mozartstraße - und
die Einstellung des Verfahrens zum
Bebauungsplan Nr. 452 - Kirchhellener
Straße/Bremener Straße/Beethovenstraße -

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 18.12.2017
die Aufstellung eines Bebauungsplans für das im Plan
des Bereichs 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen,
Denkmalschutz - vom 13.11.2017 umrandete Gebiet
beschlossen (Bebauungsplan Nr. 744).

Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 744 liegt in
der Gemarkung Sterkrade, Flur 14, und wird wie folgt
umgrenzt:

Südwestliche Grenzen der Flurstücke Nr. 595, 857
und 856; südöstliche Seite der Kirchhellener Straße 
(L 621); nordöstliche Grenze des Flurstücks Nr. 1328;
nordwestliche Grenzen der Flurstücke Nr. 419 und 35;
nordöstliche Grenze des Flurstücks Nr. 35; nordwest-
liche Grenze des Flurstücks Nr. 39; ca. 27,0 m entlang
der nordöstlichen Grenze des Flurstücks Nr. 39;
parallel zur Kirchhellener Straße nach Südwesten
abknickend bis zum Schnitt mit der nordöstlichen
Grenze des Flurstücks Nr. 415; nordöstliche und
nordwestliche Grenzen der Flurstücke Nr. 415 und
416; südwestliche Grenze des Flurstücks Nr. 415; in
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Verlängerung der südöstlichen Grenze des Flurstücks
Nr. 1320 abknickend zur südöstlichen Grenze des
Flurstücks Nr. 1320; südöstliche Grenze des Flur-
stücks Nr. 1320; südwestliche Grenze des Flurstücks
Nr. 1320; südöstliche Grenze des Flurstücks Nr. 595.
Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl. I, S. 2808).

Interessenten können zur Unterrichtung über die
Lage des Plangebiets einen Plan mit den
Umringsgrenzen im Bereich 5-4 - Bauleitpläne,
Wohnungswesen, Denkmalschutz -, Technisches
Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss,
Zimmer Nr. A 009, während der Öffnungszeiten:

Montag - Donnerstag 8:00 - 16:00 Uhr und
Freitag 8:00 - 12:00 Uhr

einsehen.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 744 werden folgende
Hauptplanungsziele verfolgt:

- Ausweisung einer der Umgebung angepassten, arron-
dierenden Wohnbebauung unter Berücksichtigung der
vorhandenen Grün- und Naherholungsstrukturen;

- Festsetzung von Erschließungsanlagen;

- Sicherung erhaltenswerter Gehölzstrukturen;

- Nachweis von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen.

Gleichzeitig hat der Rat der Stadt beschlossen das
Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr.
452 -Kirchhellener Straße/Bremener Straße/Beet-
hovenstraße- einzustellen und den Aufstellungs-
beschluss vom 26.06.2000 aufzuheben.
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Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 in Verbindung
mit § 1 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl. I, S. 1722).

Hinweis

Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer
zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen
Behörden zur Vorbereitung der von ihnen nach die-
sem Gesetzbuch zu treffenden Maßnahmen Grund-
stücke betreten und Vermessungen, Boden- und
Grundwasseruntersuchungen oder ähnliche Arbeiten
ausführen.

II. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

Der vom Rat der Stadt am 18.12.2017 gefasste
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 744 
- Kirchhellener Straße/Mozartstraße - sowie der
Beschluss das Verfahren zur Aufstellung des
Bebauungsplans Nr. 452 -Kirchhellener Straße/Bre-
mener Straße/Beethovenstraße- einzustellen und den
Aufstellungsbeschluss vom 26.06.2000 aufzuheben
werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters im
Sinne des § 2 Abs. 3 Bekanntmachungs-
verordnung (BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des
Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr.
744 - Kirchhellener Straße/Mozartstraße - sowie des
Beschlusses zur Einstellung des Verfahrens zum
Bebauungsplan Nr. 452 -Kirchhellener Straße/
Bremener Straße/Beethovenstraße- stimmt mit den
Ratsbeschlüssen vom 18.12.2017 überein.

Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1
und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekannt-
machungsverordnung - BekanntmVO) vom
26.08.1999 (GV.NRW. S. 516 / SGV. NRW. 2023),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015
(GV.NRW. S. 739), verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 21.12.2017

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zur Aufstellung des
Bebauungsplanes Nr. 744:

Der Planbereich eignet sich für die Entwicklung von
Wohnbauland in besonderem Maße, es bedarf jedoch
eines besonderen Blickes auf das direkt angrenzende
Landschaftsschutzgebiet. Aufgrund des vorhandenen
Bedarfes an Wohnbauflächen vor allem für den Eigen-
heimbereich und der Nähe zu Versorgungseinrichtungen,
wird hier die Möglichkeit einer behutsamen Nachver-

dichtung durch eine lockere Bebauung gesehen.
Weiterhin stellt sich der Bereich wegen der guten
Anbindung an die vorhandene Infrastruktur als
besonders geeignet dar. Mit der Einbindung der kirch-
lichen-sozialen Einrichtungen, der vorhandenen Wohn-
bebauung sowie der Naherholungsräume ergibt sich eine
an das Stadtquartier angepasste und zeitgemäße Struk-
tur. Die Neubebauung soll ebenso die Ansprüche der
klima- und umweltverträglichen Stadtentwicklung berück-
sichtigen und einen Beitrag zum klimaangepassten
Bauen leisten.

Die arrondierende Wohnbebauung soll in städtebaulich
geordneter Form eine besondere Berücksichtigung der
naturräumlichen Gegebenheiten ermöglichen. Die Gren-
zen des Landschaftsplans bleiben erhalten. Da der zur-
zeit vorliegende Aufstellungsbeschluss für den Bebau-
ungsplan Nr. 452 - Kirchhellener Straße/Bremener Stra-
ße/Beethovenstraße - bereits über 17 Jahre alt ist, sollen
mit dem neu aufzustellenden Bebauungsplan Nr. 744 
- Kirchhellener Straße/Mozartstraße - die Rechtsgrund-
lagen aktualisiert und das Verfahren zum Bebauungsplan
Nr. 452 eingestellt werden.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über die Einleitung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanver-
fahrens Nr. 29 - Dorstener Straße -

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 18.12.2017
beschlossen ein vorhabenbezogenes Bebauungs-
planverfahren für das im Plan des Bereichs 
5-4 -Bauleitpläne, Wohnungswesen, Denkmalschutz-
vom 08.11.2017 umrandete Gebiet einzuleiten (vor-
habenbezogener Bebauungsplan Nr. 29).

Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans Nr. 29 liegt in der Gemarkung Osterfeld,
Flur 11, und wird wie folgt umgrenzt:

Nordwestliche Grenze des Flurstückes Nr. 137; nord-
östliche Grenzen der Flurstücke Nr. 137, 159, 160 und
251; südliche Grenzen des Flurstücks Nr. 251; süd-
westliche Grenzen der Flurstücke Nr. 251, 160 und 137.

Gesetzliche Grundlage ist § 12 in Verbindung mit § 2
Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl.
I, S. 2808).

Interessenten können zur Unterrichtung über die
Lage des Plangebiets einen Plan mit den
Umringsgrenzen im Bereich 5-4 -Bauleitpläne,
Wohnungswesen, Denkmalschutz-, Technisches
Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss,
Zimmer Nr. A 009, während der Öffnungszeiten:

Montag - Donnerstag 8:00 - 16:00 Uhr und
Freitag 8:00 - 12:00 Uhr

einsehen.
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Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 29
werden folgende Hauptplanungsziele verfolgt:

- Festsetzung eines Wohngebiets,

- Regelung der notwendigen Erschließung,

- Regelung der erforderlichen Ausgleichmaßnahmen.

Hinweis

Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer
zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen
Behörden zur Vorbereitung der von ihnen nach die-
sem Gesetzbuch zu treffenden Maßnahmen
Grundstücke betreten und Vermessungen, Boden-
und Grundwasseruntersuchungen oder ähnliche
Arbeiten ausführen.

II. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

Der vom Rat der Stadt am 18.12.2017 gefasste
Beschluss zur Einleitung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanverfahrens Nr. 29 - Dorstener Straße -
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters im
Sinne des § 2 Abs. 3 Bekannt-
machungsverordnung (BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des
Beschlusses zur Einleitung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanverfahrens Nr. 29 - Dorstener Straße -
stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 18.12.2017 über-
ein.

Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1
und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekannt-

machungsverordnung - BekanntmVO) vom
26.08.1999 (GV. NRW. S. 516 / SGV. NRW. 2023),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015
(GV. NRW. S. 739), verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeord-
net.

Oberhausen, 21.12.2017

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zur Einleitung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanverfahrens Nr. 29:

In Oberhausen besteht nach den Ergebnissen der
Wohnungsmarktanalyse aus dem Jahr 2012 weiterhin
ein Bedarf an Wohnbauflächen für Einzel-, Doppel- und
Reihenhäusern unter der Voraussetzung, dass in einem
bestimmten Maße Gebäude rückgebaut werden, die
durch qualitativ hochwertigere Neubebauung zu ersetzen
sind. Die im Plangebiet vorgesehene Wohnnutzung kann
dazu beitragen diesen Bedarf zu decken. Weiterhin bie-
tet sich die Nachnutzung als Wohnbaufläche an dieser
Stelle im Stadtgefüge an, da auf diese Weise die umge-
bende Wohnbebauung maßvoll arrondiert werden kann.

Der Antragsteller sieht die Entwicklung eines Wohnparks
mit 31 Reihenhäusern vor. Insgesamt sind derzeit sieben
Hausgruppen geplant. Zur Dorstener Straße soll die städ-
tebauliche Kante durch eine traufständig zur Dorstener
Straße ausgerichtete Hausgruppe gebildet werden. Die
Erschließung des Plangebiets erfolgt dabei über den vor-
handenen Anschluss an die Dorstener Straße in Form
einer Stichstraße. Innerhalb des Wohngebiets soll als
Abschluss ein Quartiersplatz ausgebildet werden, der
auch als Wendemöglichkeit für Feuerwehr- und Müllfahr-
zeuge dienen soll.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.
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Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung einer Satzung über den
Erlass der Veränderungssperre Nr. 164 für
einen Teilbereich des Bebauungsplans Nr.
736 - Friesenstraße/Mecklenburger Straße -
vom 21.12.2017

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 18.12.2017
folgende Satzung beschlossen:

Satzung über die Veränderungssperre 
Nr. 164 vom 21.12.2017

Der Rat der Stadt hat aufgrund der §§ 14 Abs. 1 und
16 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung vom 23.09.2004 (BGBI. I, S. 2414), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
20.07.2017 (BGBl. I, S. 2808), in Verbindung mit § 7
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom
14.07.1994 (GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.11.2016
(GV.NRW.2016, S. 966), in seiner Sitzung am
18.12.2017 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Es wird eine Veränderungssperre beschlossen.

Der Bereich der Veränderungssperre ist im Plan des
Bereichs 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen,
Denkmalschutz - vom 03.11.2017 umrandet darge-
stellt und als Anlage dieser Satzung beigefügt.

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungs-
sperre Nr. 164 liegt in der Gemarkung Buschhausen,
Flur 11, und umfasst das Flurstück Nr. 165.

§ 2

Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungs-
sperre (§ 1) dürfen

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchge-
führt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden;

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde
Veränderungen von Grundstücken und baulichen
Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmi-
gungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind,
nicht vorgenommen werden.

§ 3

Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der
Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden
sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer
bisher ausgeübten Nutzung werden von der Verän-
derungssperre nicht berührt.

§ 4

Diese Satzung tritt mit dem Tage ihrer Bekannt-
machung in Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald und
soweit für ihren Geltungsbereich (§ 1) ein Bebau-
ungsplan rechtskräftig wird, spätestens jedoch am
16.01.2019. Gemäß § 17 Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde
der Zeitraum der Zurückstellung eines Nutzungsän-
derungsantrages nach § 15 Abs. 1 BauGB (12
Monate) angerechnet.

Die Satzung über die Veränderungssperre Nr. 164
liegt vom Tage der Veröffentlichung dieser Bekannt-
machung an im Technischen Rathaus Sterkrade,
Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 004,
während der nachstehend genannten Öffnungszeiten
zu jedermanns Einsicht öffentlich aus:

Montag - Donnerstag 8:00 - 16:00 Uhr
Freitag 8:00 - 12:00 Uhr

Über den Inhalt der Satzung wird auf Verlangen
Auskunft erteilt.

II. Bekanntmachungsanordnung gemäß 
§ 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverord-
nung (BekanntmVO)

Die vom Rat der Stadt am 18.12.2017 beschlossene
Satzung über die Veränderungssperre Nr. 164, aus-
gefertigt durch den Oberbürgermeister am
21.12.2017, wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Die Satzung über die Veränderungssperre Nr. 164 tritt
gemäß § 16 Abs. 2 i. V. mit § 10 Abs. 3 BauGB mit
dem Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Hinweise

1. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und
des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenü-
ber der Stadt Oberhausen unter Darlegung des
die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB
beachtlich sind.

2. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 15.11.2016
(GV.NRW.2016, S. 966), können Verletzungen
von Verfahrens- oder Formvorschriften gegen
diese Satzung/sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht werden, es
sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan
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ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenü-
ber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

3. § 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch lautet wie
folgt:

„Dauert die Veränderungssperre länger als vier
Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der

ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach 
§ 15 Abs. 1 hinaus, so ist den Betroffenen für
dadurch entstandene Vermögensnachteile eine
angemessene Entschädigung in Geld zu leisten."

Gemäß § 18 Abs. 3 Baugesetzbuch wird darauf
hingewiesen, dass der Entschädigungsberech-
tigte Entschädigung verlangen kann, wenn die in
§ 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann
die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeifüh-
ren, dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei der Stadt Oberhausen beantragt.
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III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters
gemäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungs-
verordnung (BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen
Dokuments der Satzung über die Veränderungssper-
re Nr. 164 stimmt mit dem Ratsbeschluss vom
18.12.2017 überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 der
Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von
kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung
- BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV.NRW. S. 516 /
SGV.NRW. 2023), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 05.11.2015 (GV.NRW. S. 739), verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 21.12.2017

Schranz
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über den Aufstellungs-
beschluss zum Bebauungsplan Nr. 743 
- Steinbrinkstraße/Ackerfeldstraße - und
über den Beschluss zur Einstellung des
Verfahrens zum Bebauungsplan Nr. 482 
- Steinbrinkstraße/ÖPNV-Trasse -.

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 18.12.2017
die Aufstellung eines Bebauungsplans für das im Plan
des Bereichs 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen,
Denkmalschutz - vom 15.11.2017 umrandete Gebiet
beschlossen (Bebauungsplan Nr. 743).

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Sterkrade,
Flur 22, und wird wie folgt umgrenzt:

Südwestliche Seite der Ackerfeldstraße, südwestliche
Seite der Steinbrinkstraße, am nordwestlichen
Widerlager der ÖPNV-Trasse abknickend zum süd-
östlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr.947, südli-
che Grenzen der Flurstücke Nr. 947 und 948, westli-
che Grenzen der Flurstücke Nr. 947 und 990, nördli-
che Grenze des Flurstücks Nr. 990, östliche Grenze
des Flurstücks Nr. 991, nördliche und östliche Grenze
des Flurstücks Nr. 990, südliche Seite der
Bodenstraße.
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Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl. I, S. 2808).

Interessenten können zur Unterrichtung über die
Lage des Plangebiets einen Plan mit den
Umringsgrenzen im Bereich 5-4 -Bauleitpläne,
Wohnungswesen, Denkmalschutz-, Technisches
Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss,
Zimmer Nr. A 009, während der Öffnungszeiten:

Montag - Donnerstag 8:00 - 16:00 Uhr und
Freitag 8:00 - 12:00 Uhr

einsehen.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 743 werden folgende
Hauptplanungsziele verfolgt:

• Städtebauliche Neuordnung des Gebietes

• Festsetzung eines Wohngebietes 

• Prüfung der Festsetzung eines Mischgebietes

• Festsetzung eines Gewerbegebietes

• Festsetzung der erforderlichen Erschließungsmaß-
nahmen

• Festsetzung und Entwicklung erhaltenswerter
Grünstrukturen sowie Regelung von Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen

• Prüfung der Verträglichkeit von Einzelhandelsbetrieben

• Ausschluss von Nutzungen mit schädlichen
Auswirkungen wie Anlagen und Betriebe, die
gewerblich betriebenen sexuellen Dienstleistungen
und Darbietungen dienen, Vergnügungsstätten,
Einzelhandel erotischer Artikel, Wettannahmestellen
und anderer.

Gleichzeitig hat der Rat beschlossen das Verfahren zur
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 482 
- Steinbrinkstraße/ÖPNV-Trasse - einzustellen und den
Aufstellungsbeschluss vom 21.07.2003 aufzuheben.

Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 in Verbindung
mit § 1 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl. I, S. 2808).
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Hinweis

Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer
zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen
Behörden zur Vorbereitung der von ihnen nach die-
sem Gesetzbuch zu treffenden Maßnahmen
Grundstücke betreten und Vermessungen, Boden-
und Grundwasseruntersuchungen oder ähnliche
Arbeiten ausführen.

II. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

Der vom Rat der Stadt am 18.12.2017 gefasste
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 743 
- Steinbrinkstraße/Ackerfeldstraße - sowie der Be-
schluss das Verfahren zur Aufstellung des Bebau-
ungsplans Nr. 482 - Steinbrinkstraße/ÖPNV-Trasse -
einzustellen und den Aufstellungsbeschluss vom
21.07.2003 aufzuheben werden hiermit öffentlich
bekannt gemacht.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters im
Sinne des § 2 Abs. 3 Bekanntmachungs-
verordnung (BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des
Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr.
743 - Steinbrinkstraße/Ackerfeldstraße - sowie des
Beschlusses zur Einstellung des Verfahrens zum
Bebauungsplan Nr. 482 - Steinbrinkstraße/ÖPNV-
Trasse - stimmt mit dem Ratsbeschlüssen vom
18.12.2017 überein.

Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1 und
2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekannt-
machungsverordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999
(GV. NRW. S. 516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 739),
verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 21.12.2017

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zur Aufstellung des
Bebauungsplanes Nr. 743:

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 743 
- Steinbrinkstraße/Ackerfeldstraße - ist vorwiegend die
geordnete Erschließung der im Hintergelände gelegenen
Industriebrache mit dem Ziel der Gewerbeflächenent-
wicklung verbunden.

Gleichzeitig sollen dabei die Nutzungsansprüche des an
der Steinbrink- bzw. Ackerfeldstraße gelegenen
Wohnens gesichert werden. Der zwischen diesen beiden
differierenden Nutzungsarten gelegenen grünen Puffer-
zone kommt in diesem Zusammenhang eine besondere
Funktion zu, die es zu sichern und weiter zu entwickeln
gilt. Darüber hinaus bleibt im Rahmen der Erschließung
des Hintergeländes für eine gewerbliche Nutzung die

verträgliche Zu- und Ableitung von Verkehr eine
Voraussetzung. Außerhalb des Verfahrensgebietes
befindet sich westlich der Steinbrinkstraße das
Johanniter-Krankenhaus; in diesem Zusammenhang
bleibt diese besonders sensible Nutzung im Rahmen der
weiteren Planung zu berücksichtigen.

Der Verfahrensbereich des neuaufzustellenden
Bebauungsplans Nr. 743 - Steinbrinkstraße/Ackerfeld-
straße - überplant den Bereich des im Verfahren befind-
lichen Bebauungsplans Nr. 482 - Steinbrinkstraße/ÖPNV
Trasse -, aus diesem Grund kann das Verfahren zum
Bebauungsplan Nr. 482 eingestellt werden.

Die WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen
GmbH, Kanäle und Straßen, 46049
Oberhausen, Buschhausener Straße 149,
Telefon 0208 8578-321, Telefax 0208 8578-
322, schreibt hiermit nach VOB/A öffent-
lich aus:

Maßnahme:
Rodungsarbeiten im Stadtgebiet Oberhausen 

Leistung:
ca.26 Stück Bäume mit einem StU von  30-100 cm

roden 
ca.19 Stück Bäume mit einem StU von 101-200 cm

roden 
ca.11 Stück Bäume mit einem StU von 201-300 cm

roden 
ca.3 Stück Bäume mit einem StU von 301-400 cm

roden 
ca.4 Stück Wurzelstock mit einem StU von 30-100

cm ausfräsen und abfahren 
ca.1 Stück Wurzelstock mit einem StU von 201-300

cm ausfräsen und abfahren 
ca.1 Stück Wurzelstock mit einem StU von 301-400

cm ausfräsen und abfahren 
ca.60 m³ Pflanzensubstrat liefern und einbauen  
ca.25 m² Unterpflanzung roden und abfahren   

Bauzeit: 
Anfang 07. KW 2018 - Ende 9. KW 2018

Zuschlagsfrist:
15.02.2018

Die Angebotsunterlagen können ab 16.01.2018 bis
31.01.2018 nur schriftlich bei der ausschreibenden o. g.
Stelle unter Beifügung eines Verrechnungsschecks oder
einer beglaubigten Einzahlungsquittung mit Angabe des
Projektes angefordert werden.

Hinweis zum TVgG-NRW:
Die nach diesem Gesetz erforderlichen Nachweise und
Erklärungen sind nur von demjenigen Bieter, dem der
Zuschlag erteilt werden soll (Bestbieter), vorzulegen.

Maßnahme:
Rodungsarbeiten im Stadtgebiet Oberhausen 

Stadtsparkasse Oberhausen
IBAN: DE67 3655 0000 0000 1732 60 
Swift-BIC: WELADED1OBH
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Zusammenfassung von mehreren Objekten ist nicht
zulässig.

Kostenbeitrag:
15,00 € Bruttobetrag einschl. gesetzlicher Mehrwert-
steuer und Portokosten

Der Betrag wird nicht erstattet.

Die Ausgabe der Angebotsunterlagen erfolgt nur an sol-
che Firmen oder Bietergemeinschaften, die nachweislich
in den letzten Jahren Leistungen gleicher oder ähnlicher
Art ausgeführt haben und in der Lage sind, die geforder-
ten Fristen einzuhalten. Ein entsprechender Nachweis ist
auf Anforderung zu erbringen.

Auskünfte erteilt:
Fr. Schmitz
WBO GmbH, Kanäle und Straßen 
Tel. 0208 8578-344

Die Angebote sind zu richten an die
Submissionsstelle der WBO Wirtschaftsbetriebe Ober-
hausen GmbH, Kanäle und Straßen, 46049 Oberhausen,
Buschhausener Straße 149, Erdgeschoss rechts,
Zimmer  011.

Eröffnungstermin am 01.02.2018, um 10:00 Uhr
Teilnehmerkreis gem. VOB

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen
Bestimmungen der VOB können sich Bieter an die
Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 30 08 65, 40408
Düsseldorf, wenden.
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Die Artothek gibt den Benutzern die Möglichkeit,
qualifizierte Kunstwerke, Grafiken und Kleinplas-
tiken gegen geringes Entgelt (für drei Monate 10,--
Euro, für sechs Monate 20,-- Euro je Kunstwerk)
auszuleihen.

Sie bietet neben eigenem Bestand Leihgaben der
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen, des
Kunstvereins Oberhausen, des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler sowie Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen und Arbeiten aus der
Malschule. Die Leihgaben des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler und Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen sind käuflich.

Nächste Ausleihe:
Donnerstag, 18. Januar 2018
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen,
Konrad-Adenauer-Allee 46

Auskunft:
Bereich 0-8 Kunst / Artothek, Tel. 0208 41249-22
montags bis freitags von 8 bis 13 Uhr

Die seit Februar 1967 bestehende Malschule führt

unter Leitung von Künstlern und Pädagogen Kurse

für Kinder ab fünf Jahren und Jugendliche im Mal-

schulgebäude (ehemalige Styrumer Schule),

Grevenstraße 36, und in den Stadtteilen durch.

Die Teilnehmer werden durch ein differenziertes

Angebot verschiedenster Motive und Techniken mit

der Vielfalt der bildnerischen Ausdrucksmöglichkeit

bekannt gemacht.

Jeder Teilnehmer arbeitet entsprechend seinen

Neigungen, Interessen und Fähigkeiten ohne Vor-

gabe von Aufgabenstellungen. Die Gruppenleiter

stehen dabei beratend zur Seite. Es sollen keine

festgesetzten Ziele erreicht werden.

Deshalb ist ein Wechsel zwischen den Gruppen

ebenso wie eine Neuaufnahme während des gan-

zen Jahres möglich.

Eigene Tätigkeit von Kindern und Jugendlichen för-

dert die individuelle Bildsprache, führt zu prakti-

schen Fertigkeiten und hilft, Kunstwerke zu betrach-

ten und zu verstehen.

Gemeinsam geplante Vorhaben schaffen Kontakte

untereinander und fördern das Sozialverhalten der

Gruppe.

Vormerkungen für die Aufnahme im Winter 2018

nimmt der Bereich 0-8 Kunst / Malschule, Tel. 0208

41249-22, montags bis freitags von 8 bis 13 Uhr

entgegen.


